
und die Sicherheit und Gesundheit 
im Unternehmen kontinuierlich zu 
verbessern. Zuoberst steht das 
Bekenntnis des Arbeitgebers zu 
s i c h e r e n  u n d  g e s u n d e n 
Arbeitsplätzen und der Wille, die 
A S A  -  A n f o r d e r u n g e n  i m 
Arbeitsalltag in die Tat umzusetzen. 
 
ASA-Richtlinie 
Seit dem 1. Februar 2007 gilt die 
revidierte ASA-Richtlinie (EKAS 
6508, PDF, 249 KB). Sie regelt den 
Beizug von Spezialisten der 
Arbeitssicherheit (ASA) verlangt 
eine Gefahrenermittlung und 
Massnahmenplanung und formu- 
i e r t  z i e l g r u p p e n s p e z i f i s c h e 
Anforderungen an das betriebliche 
Sicherheitssystem 
Das konkrete Ziel ist, durch ein 
systematisches Vorgehen Unfälle 
und  Beru f skrankhe i te n  zu 
verhindern und damit menschliches 
Leid, Ausfallstunden und Kosten zu 
vermeiden. Wer muss die ASA-
Richtlinie umsetzen?  
Unternehmen mit besonderen 
Gefährdungen und 10 oder mehr 
Mitarbeitenden. 
Unternehmen mit besonderen 
Gefährdungen und weniger als 10 
Mi tarbe i te nde n .  Für  d ie se 
Unternehmen gelten reduzierte 
Anforderungen. 
Unternehmen ohne besondere 
Gefährdungen mit 50 oder mehr 
Mitarbeitenden. 

Für Unternehmen ohne besondere 
Gefährdungen und mit weniger als 

A m  S c h l u s s  d e r 
Generalversammlung referierten 
Frau Vera Bustamente und Herr 
Pierre-André Wendling über das 
obengenannte Thema. 
Seit dem 1. Januar 2000 gelten die 
Erfordernisse der EKAS-Richtlinie 
über den Beizug von Arbeitsärzten 
und anderen Spezialisten der 
Arbeitssicherheit (ASA) in den 
nach UVG versicherten Betrieben. 
Die Richtlinie basiert auf dem 
Unfallversicherungsgesetz und der 
Verordnung über die Verhütung 
von Unfällen und Berufs-
krankheiten (VUV). 
 
Um was geht es dabei? 
Mit  den aufgrund dieser 
Erfordernisse zu treffenden 
vorbeugenden Massnahmen sollen 
in der ganzen Schweiz Unfälle und 
Krankheiten am Arbeitsplatz 
v e r m i e d e n  u n d  d a m i t 
volkswirtschaftl iche Kosten 
eingespart werden. Aber auch für 
den einzelnen Betrieb - Ihren 
Betrieb - sind durch diese 
vorbeugenden Massnahmen 
Einsparungen und Ertrags-
sicherungen möglich. Dies zeigt die 
Erfahrung. Sichere und gesunde 
A r b e i t s p l ä t z e  s i n d  d i e 
Arbeitsplätze, an denen am 
rationellsten und effizientesten 
gearbeitet wird.  
 
Was ist ASA? 
ASA ist die Abkürzung für "Beizug 
von Arbeitsärzten und anderen 
Spezialisten der Arbeitssicherheit".  
ASA fasst die wichtigsten 
Anforderungen auf dem Gebiet der 
Arbeitss icherheit  und des 
Gesundheitsschutzes zu einem 
grif f igen Sicherheitssystem 
zusammen. Für den Arbeitgeber 
und die Sicherheitsfachkräfte ist 
dieses System ein praktisches 
I n s t r u m e n t ,  u m  i h r e 
Verantwortung wahrzunehmen 

50 Mitarbeitenden ist der Beizug 
v o n  S p e z i a l i s t e n  d e r 
Arbeitssicherheit freiwillig. 
Jedoch müssen auch diese 
Unternehmen die Bestimmungen 
der Unfallverhütungs-Verordnug 
(VUV) und der Verordnung 3 zum 
Arbeitsgesetz (ArGV3) einhalten. 
 
Welchen Nutzen bringt ASA? 
Jeder schwere Unfall, jede 
arbeitsbedingte Krankheit ist eine 
menschliche Belastung. Meistens 
entstehen auch Probleme im 
Betrieb: Der verunfallte oder 
erkrankte Mitarbeiter fehlt an 
allen Ecken und Enden. Es kommt 
zu Engpässen, Terminproblemen, 
Stress, vielleicht gar zum Verlust 
v o n  A u f t r ä g e n .  J e d e r 
Abwesenheitstag kostet das 
Unternehmen 600 bis 1000 
Franken. Mit dem Aufbau eines 
betrieblichen Sicherheitskonzepts 
engagieren Sie sich für sichere 
und gesunde Arbeitsplätze. Sie 
können damit : 
• menschliches Leid verhindern  
• die direkten und indirekten 

Unfallkosten wie Ausfall-
s t u n d e n ,  a d m i n i s t r a t i v e 
Umtriebe usw. reduzieren 

• steigende Versicherungsprämien 
vermeiden  

• die gesetzlichen Verpflichtungen 
gegenüber Ihren Mitarbeitenden 
nachhaltig erfüllen  

• Ihre Mitarbeitenden zu sicherem 
und gesundheitsbewusstem 
Verhalten motivieren und 
ausbilden  

• eine lebendige Sicherheitskultur 
im Unternehmen schaffen  

• Haftpflichtansprüche oder gar 
strafrechtliche Folgen vermeiden 

• konkurrenzfähig bleiben. 
 
Für weitere Informationen : 
www.ekas.ch oder melden Sie sich 
bei der Dienststelle für Personal 
und Organisation 
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Gesundheitsvorsorge in der Verwaltung 

Anlässlich der zweiten 
Lesung des Gesetzes über 
die staatlichen Vorsorge-
einrichtungen hat der 
Grosse Rat in Artikel 35 
vorgesehen, dass der 
S t a a t s r a t  B e g l e i t -
massnahmen vorsieht, um 
damit die Erhöhung des 
ordentlichen Rücktritts-
alters etwas abzufedern. 
In einem Entscheid des 
Staatsrates vom 27. Juni 
2007 wurden bereits erste 
Massnahmen festge-
halten: 
• Beibehalt der Möglich-

keit der Reduktion des 
Beschäftigungsgrades 
um maximal 20% 
während der letzten  
5 Jahre vor dem 
statutarischen Rück-
trittsalter bei Beibehalt 
der Rentenleistungen  

• E i n f ü h r u n g  d e r 
Möglichkeit der teil-
weisen Pensionierung 

• Institutionalisierung 
eines flexiblen Rück-
trittsalters/ Pension-
ierungsalters 

• Einladung der Dienst-
chefs und Direktoren 
der kantonalen Anstal-
ten, für Mitarbeitende, 
welche nahe dem 
Pensionsalter stehen, 
gewisse Anpassungen 
bzgl. Arbeitszeit oder 
D i s p e n s e n  v o n 
einzelnen Tätigkeiten 
vorzusehen. 

W e i te re  Vo r s ch l ä g e 
wurden durch eine 
Arbeitsgruppe vertieft 
analysiert  und der 
Staatsrat hat auf dieser 
Grundlage an seiner 
Sitzung vom 23. April 2008 
fo lgende zusätz l i che 
B e g l e i t m a s s n a h m e n 
beschlossen: 

Erhöhung des Ferien-
anspruchs für alle 
Beamten und Ange-
stellten der kantonalen 
Verwaltung 
Als weitere Kompen-
sationsmassnahme sieht 
der Staatsrat eine Er-
höhung des Ferienan-
spruchs für alle Mitar-
beiterinnen und Mitarbei-

ter der  kantonalen 
Verwaltung vor. Dies 
bereits für das Jahr 2008. 
Dieser neue Ferienan-
spruch wird etappenweise 
eingeführt. Der Staatsrat 
hat sich ebenfalls für eine 
A n p a s s u n g  d e r 
zukünftigen Ferienre-
gelung ausgesprochen, die 
er im Rahmen der vom 
Grossrat geforderten Über-

arbeitung des Beamten-
statuts verteidigen will: 
• 25 Tage von 20 bis 44 

Jahren 
• 27 Tage von 45 bis 49 

Jahren 
• 30 Tage ab 50 Jahren 
• 32 Tage ab 55 oder 57 

Jahren * 
* 5 Jahre vor Erreichen des 
ordentlichen Pensionie-
rungsalters 
A n p a s s u n g  d e r 
Pikettentschädigung 
Ab dem 1. Juli 2008 wird 
der Pikettdienst neu pro 
Stunde mit einem Betrag 
von Fr. 2.-- anstelle von 
bisher Fr. 1.25.-- pro 
Stunde entschädigt. Die 
Anrechnung des geplanten 
Pikettdienstes wird mit 
einem Pauschalbetrag von 
Fr. 30.-- pro Tag während 
der Woche und mit Fr. 48.-- 
an Wochenenden, Feier-
tagen und arbeitsfreien 
Tagen vergütet. Neu wird 
die Pikettentschädiung 
ebenfalls für die Dauer der 
Intervention ausbezahlt. 
Die Zeit der Intervention 
kann neu durch alle 
Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Staates zu 
125% kompensiert werden. 

Extrakt : Protokoll 
der Generalvers– 
sammlung vom        
4. April 2008 
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lung mitwirken kann. Ich rufe in Erin-
nerung, dass unser Verband an der 
ersten Informationssitzung und am 
Schluss an der Präsentation des neuen 
Beurteilungssystems durch den Vors-
teher des Finanzdepartementes teil-
nahm, bei dessen Ausarbeitung und 
Umsetzung jedoch nicht mitreden 
konnte.  
Arbeitsplan 2008  
Bei Bekanntmachung des Arbeitsplans 
2008 wurde unser Komitee mehrfach 
darauf hingewiesen, dass wir im Ver-
gleich mit dem Jahr 2007 freie Tage 
verlieren. Auf unsere Anfrage beim 
Chef der Dienststelle für Personal und 
gemäss dessen Auskünften trifft dies 
nicht zu.  
Bei der Erstellung des Arbeitsplans 
berücksichtigt der Staatrat ebenfalls 
die im Budget vorgesehene Lohnpoli-
tik. Wie 2007 sieht das Budget 2008 
vor, zusätzlich zur Teuerung und der 
individuellen Lohnerhöhung einen 
Ausgleich der in früheren Jahren nicht 
vollständig ausgeglichenen Teuerung 

im Umfang von 0.5% auszurichten.  
Aufgrund dieser positiven Lohnpolitik 
hat der Staatsrat entschieden im Ar-
beitsplan 2008 1.5 Kompensationstage 
zu gewähren. Es darf auch nicht ver-
gessen werden, dass 2008 ein Schalt-
jahr ist und einen zusätzlichen Tag 
hat.  
Rekurs ans Bundesgericht gegen 
das neue Gesetz über die Pen-
sionskassen 
Der ZMLB hat vom Urteil des Bundes-
gerichtes in Sachen neues Gesetz über 
die Sanierung der Pensionskassen 
Kenntnis genommen. Das Komitee des 
Verbandes hat den negativen Ent-
scheid mit Bedauern zur Kenntnis ge-
nommen und verzichtet auf weitere 
Verfahren, insbesondere Verantwor-
tlichkeitsklagen.  
Die Begleitmassnahmen zu diesem 
neuen Gesetz sind derzeit in Verneh-
mlassung und der ZMLB verfolgt auf-
merksam die Interessen seiner Mitglie-
der bezüglich der Zielsetzungen im 

Rahmen der beruflichen Vorsorge, 
insbesondere bezüglich der künfti-
gen Schritte im Hinblick auf die Fu-
sion der Kassen und den Wechsel 
zum Beitragsprimat. 
Beamtenstatut 
Am 14. Februar 2008 hat der Grosse 
Rat die Artikel 1 und 2 des Gesetzes 
über die Beamten und Angestellten 
des Staates Wallis (Beamtengesetz) 
angepasst. Die Anpassungen betref-
fen die Dienstchefs, welche künftig 

dem Obligationenrecht unterstellt 
sind. Die Funktion des Dienstchefs 
wird dadurch abgewertet und sie 
wird künftig vermehrt von politis-
chen Strömungen als vom Gemein-
wohl geprägt sein.  
Der Verlust der Sicherheit des Ar-
beitsplatzes wird nicht mit beglei-
tenden Massnahmen gemildert. Es 
muss darauf hingewiesen werden, 
dass ein Beamter nicht mit einem 
Angestellten in der Privatwirtschaft 
vergleichbar ist, da er dem Gemein-
wohl verpflichtet ist und nicht der 
Wirtschaftlichkeit um jeden Preis. 
Er muss sich für die Gesamtheit der 
Bevölkerung einsetzen und nicht nur 
für jene, welche bezahlen! 
Der VMBA wurde vom ZMLB ange-
gangen, gemeinsam abzuklären wie 
wir uns bezüglich der Schwächung 
des Statuts der Dienstchefs verhal-
ten sollen. Ist ein Rekurs sinnvoll? 
Ihr Vorstand ist nach reiflicher 
Überlegung und aufgrund einer Um-
frage bei zehn Dienstchefs sowie 
dem Ausgang des Verfahrens vor 
Bundesgericht betreffend das Gesetz 
über die Pensionskassen zur Über-
zeugung gelangt, dass ein Rekurs 
nicht sinnvoll ist.  
Einige Parlamentarier beabsichtigen 
diese Reform weiterzutreiben und 
das Beamtenstatut für die gesamte 
Verwaltung aufzuheben. Wir müssen 
deshalb mit den anderen Verbänden 
eng zusammenarbeiten um die wei-
tere Schwächung der Beamtenschaft 
zu verhindern und bei der Erarbei-

Tätigkeitsbericht der Präsidentin 
Ariane Praz verliest den Tätigkeits-
bericht des Verbandes. 

Einleitend zu ihrem Bericht möchte 
sie einen Aufruf an die Verbandsmit-
glieder machen. Im Hinblick auf die 
Veränderungen, welche in den näch-
sten Jahren auf die Beamtenschaft 
zukommen und mit einem Blick auf 
die Pensionskassen, den Status der 
Beamten usw. ist es wichtig, dass wir 
zusammenstehen. Die Anwesenheit 
aller oder zumindest des Grossteils 
unserer Mitglieder an den Versam-
mlungen belegen das grosse Interesse 
für unsere Tätigkeit und unsere Ar-
beitsbedingungen. 
Resultate 2007 : 
Voller Teuerungsausgleich (2 %); 
Ausgleich für in früheren Jahren 
nicht ausgeglichene Teuerung 0.5 % 
zusätzlich, somit 2.5 % Erhöhung 
insgesamt 
Anwendung eines Koeffizienten von 
1.0 auf die leistungsabhängige Lohn-
erhöhung; 
Die Klassifizierungskommission hat 
sämtliche Gesuche um Neueinstu-
fung des Jahres 2007 behandelt. 
Unser Verband kann erfreut feststel-
len, dass der Zustand der Kantonsfi-
nanzen gut ist und das Budget 2007 
weitestgehend eingehalten wurde.  
Neues Beurteilungssystem 
Wie Sie der VMBA-Info Nr. 5 vom 
Februar 2008 entnehmen konnten, 
hat unsere Umfrage bei den Vorge-
setzten und den beurteilten Personen 
widersprüchliche Resultate ergeben. 
Während das System von einem Teil 
der Befragten als konstruktiv und 
positiv bewertet wurde, wird es von 
Anderen als negativ und untauglich 
angesehen. Die Gesamtbeurteilung 
fiel eher schlecht aus.  
Jedes neu eingeführte System muss 
laufend angepasst und dessen Aus-
wirkungen müssen klar kommuni-
ziert werden, damit die Zielsetzun-
gen, welche mit der Systemänderung 
erreicht werden sollen, nachvollzieh-
bar sind. Der VMBA hofft, dass er bei 
der Diskussion und Analyse der ers-
tmals durchgeführten neuen Beurtei-
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Aufgrund dieser positiven Lohn-
politik hat der Staatsrat ent-
schieden im Arbeitsplan 2008  

1.5 Kompensationstage zu       
gewähren 

Die Funktion des Dienstchefs 
wird abgewertet und sie wird 

künftig vermehrt von poli-
tischen Strömungen als vom      

Gemeinwohl geprägt sein.  

Die Präsidentin startet 
einen Aufruf 
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tung von Lösungen für die Moderni-
sierung des Statuts und die Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen der 
Angestellten der öffentlichen Verwal-
tung mitzuwirken.  
Jahresausflug 
Unser Kollege François Bétrisey or-

ganisierte am 8. September 2007 den 
traditionellen Jahresausflug. Dieser 
führte in die Region Brienzersee und 
Aareschlucht. Ein grosses Danke-
schön an François für die perfekte 
Organisation dieses Anlasses, wel-
cher bei den Teilnehmern grossen 
Anklang gefunden hat.  
Neuroganisation der URT 
Die URT befindet sich derzeit in ei-
nem organisatorischen Umbruch. 
Dies führt dazu, dass Probleme bei 
deren Anerkennung bestehen. Einige 
Präsidenten des Verbandes West-
schweiz und Tessin möchten eine 
neue Vereinigung mit der Heraus-
gabe der Zeitung « La Fonction publi-
que » gründen. Eine Arbeitsgruppe 
hat im Jahr 2007 die Erarbeitung 
neuer Statuten in Angriff genommen. 
In der Zwischenzeit haben zwei Kan-
tone (Jura und Tessin) ebenfalls die 
Zusammenarbeit mit der Zeitung 
« La Function publique » gekündigt 
und der Kanton Freiburg ist aus der 
URT ausgetreten, arbeitet jedoch wei-
terhin mit der Zeitung zusammen. 
Diese Änderungen stellen den Wei-
terbestand der Vereinigung in Frage. 
Aufgrund dieser Probleme und man-
gels Anmeldungen seitens der Ver-
bände wurde der jährliche Kongress 
im Jahre 2007 nicht durchgeführt. 

Um die Vereinigung zu retten, trafen 
sich die Präsidenten der Verbände im 
Januar 2008, um Lösungen für die 
Neustrukturierung und Reorganisa-
tion der URT zu suchen. Wir hoffen, 
dass dieses partnerschaftliche Gre-
mium die Probleme der Angestellten 
der verschiedenen Kantonsverwal-
tungen weiterhin behandeln und die 
Vorgehensweise koordinieren kann.  
Unter der Führung der Kantone 
Neuenburg und Wallis wurde eine 
neue Organisation bereitgestellt, da-
mit die URT mittelfristig reaktiviert 
werden kann. Die Präsidenten dieser 
beiden Kantone haben sich bereit 
erklärt, einen Versuch bis Ende 2008 
zu starten um eine Internetseite und 
ein Forum für den gegenseitigen Aus-
tausch einzurichten und damit eine 
offene und dynamische Zusammenar-
beit über die Kantonsgrenzen zu er-
möglichen. Es wurde zudem entschie-
den im Jahr 2008 den Kongress    
durchzuführen. Dieser wird vom Kan-
ton Waadt organisiert. 
Mitteilungen / Infos 
Eine Delegation des Komitees des 
VMBA besprach anfangs März mit 
dem Chef der Dienststelle für Perso-
nal und Organisation und seinem 
Adjunkten verschiedene für die Ver-
waltung bedeutende Punkte. Unser 
Vorstand regte eine intensivere Zu-
sammenarbeit an. Er wünscht, dass 
er sich aktiv an den verschiedenen 
Projekten betreffend die Arbeitsbe-
dingungen der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Kantonalen Verwal-
tung beteiligen kann.  Im Jahr 2008 
laufen folgende Projekte:  
• Modernisierung des Statuts und des 

Reglementes 
• Einrichtung einer Kinderbetreu-

ungsstätte  
• Teilnahme an der Erstellung eines 

Fragebogens für eine Umfrage,   
welche die Dienststelle für Personal 
und Organisation dieses Jahr     
durchführen will. 

Damit die Erwartungen und Bedürf-
nisse der Kantonsverwaltung erfüllt 
werden können, muss unbedingt ein 
internes Kommunikations- und Infor-
mationskonzept für den Staat Wallis 
eingeführt werden. Der VMBA un-
terstützt diese Initiative und bean-
tragt in Zusammenarbeit mit der 
Dienststelle für Personal und Organi-
sation beim Informationschef die 
schnellstmögliche Verwirklichung 

eines solchen Konzepts.  
Diese Sitzung zeigte ein Näherrücken 

der Dienststelle für Personal und Or-
ganisation und des VMBA. Man ei-
nigte sich darauf, in regelmässigem 
Kontakt zu bleiben, um sich gegensei-
tig über die laufenden und geplanten 
Projekte zu informieren. Dies bietet 
unserem Verband die Möglichkeit zu 
einer konstruktiven Zusammenarbeit 
und zur aktiven Beteiligung bei der 
Planung und Umsetzung von Projek-
ten. Herr Jean-Michel Cina   
Staatsrat, hebt die Anstrengungen 
des Staatsrats hervor, den Staat als 
attraktiven Arbeitgeber zu gestalten, 
unter anderem ; 
Ermutigung zur Telearbeit im Rah-
men des Möglichen  
Einführung des Vaterschaftsurlaub   
Begünstigung der Teilzeitarbeit  
Förderung der Gesundheit am Ar-
beitsplatz 
Durchführung alle 5 Jahre einer Zu-
friedenheits-Umfrage bei den Mitar-
beitern  
Erhöhung der Familienzulagen um   
5 % im 2008 
Zusatzwahlen 
Zur Vervollständigung des Komitees, 
schlägt die Präsidentin folgende Wahl 
vor : 
Herr Jean-Pascal Fournier, verheira-
tet und Vater eines Kindes hat ein 
abgeschlossenes Rechtsstudium. Herr 
Fournier ist Jurist bei der          
Dienststelle für Arbeitnehmerschutz 
und Arbeitsverhältnisse. Herr    
Fournier ist bereit, diese neue He-
rausforderung und das Amt anzuneh-
men. 
Die Versammlung wählt Herr Jean-
Pascal Fournier als Mitglied des Ko-
mitees des VMBA einstimmig mit 
Applaus. Die Präsidentin dankt ihm 
für sein Engagement und wünscht 
ihm viel Erfolg, Glück und Befriedi-
gung in seiner neuen Tätigkeit. 
 
Das  umfassende Protokoll ist auf 
unserer Internetseite ersichtlich oder 
kann unter der Telefonnummer 
027/606.85.10 angefragt werden. 
 

Ein internes Kommunikations- 
und Informationskonzept für 

den Staat Wallis muss unbedingt 
eingeführt werden 


